
BERICHTE UND URKUNDEN

VÖLKERRECHT

Dokumente zu Deutsdilands Rechtslage

Die Abmachungen zwischen der französischen und der

Saar-Regierung vom 3. März 1950

Vorbemerkung

Am 3. März 1950 wurden vom französischen Außenminister Robert

Schuman namens der französischen Regierung und von Johannes
H o f f m a n n als saarländischem Ministerpräsidenten namens der Saar-

regierungAbmachungen unterzeichnet, von denen der französischeHoheKom-
missgr in der Bundesrepublik Deutschland anschließend der Bundesregierung
einen Teil zur Kenntnis gebracht hat. Die Bundesregierung hat durch Note

vom 5. Mai 1950 an den Geschäftsführenden Vorsitzenden der Alliierten

Hohen Kommission mit der Bitte um Weiterleitung an die Regierungen
Frankreichs, Großbritanniens und der USA gegen die der Note beigefügten
zehn französisch-saarländischen Abkommen vom 3,. März 1950 Verwahrung
eingelegt. Nachstehend werden vorläufig nur die deutsche Note vom 5. Mai

1950 nebst den Texten der vier wichtigsten Abkommen abgedruckt. Eine

Wiedergabe und Bearbeitung des weiteren Notenwechsels und der Behand-

lung der Frage im Europa-Rat bleibt vorbehalten. Der Notenwechsel vom

18. April 1951 anläßlich der Unterzeichnung des Montanunionvertrags ist

oben S. 20 abgedruckt.
Aus Art. 7 der Convention g6n6rale ergibt sich, daß außer den Ab-

kommen vom 3. März 1950 bereits vorher weitere Abkommen abgeschlossen
wurden&apos;). Die Abkommen vom 3. März 1950 sollten nach Veröffentlichung

1) Nach Pierre L a u r c n t, L&apos;Union Franco-Sarroise d&apos;aprh les Conventions conclues
entre la France et la Sarre de 1948 ä 1950, Extrait du joumal du Droit International
(Clunet) 79e ann6e (1952) No. 1, p. 3-84, wurden von 1948 bis 1950 insgesamt 17 con-

ventions ?u accords geschlossen, und zwar außer,den vier nachstehend abgedruckten: [5]
convention relative ä Phtablissement des ressortissants des deux pays et ä l&apos;exercice de
leurs activiths professionnelles vom 3. 3. 1950 (j. 0. 1951, p. 2948); [6]; convention en
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in den beiden Ländern in Kraft treten. Die amtliche Veröffentlichung geschah
im französischen Journal Officiel am 31. Dezember 1950, am Amtsblatt des

I

Saarlandes am 5. Januar 1951 &apos;), wo insgesamt 12 Abkommen vom 3. 3. 1950

erschienen.

Zur Frage der völkerrechtlichen Zulässigkeit und Wirksamkeit wurde

deutscherseits unter anderem durch die nachstehend abgedruckte Note vom

5. Mai 1950 Stellung genommen, ferner durch ein von Staatssekretär Profes-

sor Dr. H a 11 s t e i n unterzeichnetes Schreiben des Bundeskanzleramtes

an den Generalsekretär des Europa-Rates vom 4. November 1950, worin es

heißt:

I

Es gibt kein politisches Statut für das Saargebiet, auf Grund dessen dieses

Land als völkerrechtlich handlungsfähig legitimiert wäre.

Diese Rechtslage wird auch durch die Unterzeichnung eines internationalen
Abkommens seitens des Saargebietes nicht berührt.

S.

Note des deutschen Bundeskanzlers vom 5. Mai 1950

Bundesrepublik Deutschland Bonn, 5. Mai 1950

Der Bundeskanzler
362(

Seiner Exzellenz dem Geschäftsführenden Vorsitzenden der AlliiertenHohen

Kommission Herrnjohn j. M c C 1 o y
B o n n - Petersberg

Herr Hoher Kommissar!
Die Regierung der Französischen Republik und die Regierung des Saar7

landes haben am 3. März d. j. in Paris, eine Anzahl von Abkommen und

Protokollen unterzeichnet.. Der Bundesregierung sind die in der Anlage bei-

matiere de propri6t6 industrielle vom 15. 12. 1948 &apos;(j. 0. 1950, p. 5516); [7] accord
relatif ä la navigation int6rieure vom 3. 3,1.950 (j. 0. p. 13454); [8] :accord relatif aux

unit6s et instruments de mesure vom 3. 3. 1950 (j. 0., p. 13459); [9] accord fixant les
conditions d&apos;ex6cution des transports routiers franco-sarrois vom 3.3. 1950 (j. 0. p. 13460);
[10] accord relatif ä la r6glementation de la pharmacie vom 3. 3. 1950 (j. 0. p. 13453);
[111. convention fiscale et,budgetaire, rendu provisoirement ex6cutoire par le d4cret
du 13 janvier 1948 (je 0. p. 567); [12] convention relative au contrble des entreprises
d&apos;assurance en Sarre vom 3. 3. 19.50 (j. 0. p. 13450); [13] coil- relative ä Porgani-
sation judiciaire de la Sarre vom 3. 1. 1948 (j. 0. p. 3356); [14] convention relative

ä Paide mutuelle judiciaire vorn 3. 3. 1950 (j. 0. p. 13456); [15] accord cultutel vom

15. 12. 1948 0. 1949, p. 11512); [16], convention g6n6rale sur la s6curiti sociale vom

25. Z, 1949 (j. 0. 1950, p. 7675) nebst accords complgmentäires. No. 1 ä 4 (j. 0. 1950,

p. 7678-7681);. [17] accord relatif ä Passistance [sO&apos;ciale et mhdicalc] et accord comp16-
mientaire vom 3. 3. 1950 (j. 0. p. 13451).

2) j. 0. Lois et D6crets 1950, S. 13 447 ff.; Amtsblatt des Saarlandes 1951, Nr. 2, S. 3 ff.
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gefügten zehn Abkommen durch das Französische Hohe Kommissariat zur

Kenntnis gebracht worden.
Die Bundesregierung gestattet sich, der Alliierten Hohen Kommission die

nachfolgende Stellungnahme zu diesen Abkommen zu unterbreiten und sie

zu bitten, diese Stellungnahme den Regierungen der Ffanzösischen Republik,
des Vereinigten Königreiches und der Vereinigten Staaten von Amerika zur

Kenntnis bringen zu wollen.
Die Bundesregierung geht davon aus, daß nach den Erklärungen der Alli-

ierten vom 5. Juni 1945 Deutschland-nichtaufgehört hat, als Staat nach dem

Gebietszustande vom 31. Dezember 1937 zu bestehen.

Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland ist zwar nur von dem
deutschen Volk in elf Ländern geschaffen worden; das deutsche Volk. in den

elf Ländern hat dabei aber zugleich auch für die Deutschen gehandelt, denen

mitzuwirken versagt war. Dies ist in der Präambel und in Einzelbestim-

mungen des Grundgesetzes, das von den drei westlichen Besatzungsmächten
genehmigt wurde, unzweideutig zum Ausdruck gebracht worden. Die Bun-

des-regierung, die sich auf freie, demokratische Wahlen. stützt, ist daher be-

fugt &apos;und verpflichtet, die deutschen Rechte und Interessen insgesamt zu

wahren.
Durch das Potsdamer Abkommen und andere alliierte Erklärungen wurde-

grundsätzlich festgelegt, daß der Gebietsbestand Deutschlands nur durch
einen Friedensvertrag geändert werden kann. Daraus ergibt sich, daß bis zu

diesem Zeitpunkt keine Tatbestände geschaffen werden dürfen, die der end-,

gültigen Regelung vorgreifen.
Aus dem Schreiben des Britischen Hohen Kommissars vom 9. März 1950

und aus der Erklärung des Stellvertreters des Französischen Hohen Kommis-

sars vom gleichen Tage hat die Bundesregierung mit Genugtuung entnom-

men, daß die Britische und die Französische Regierung dieser Rechtslage
Rechnung zu tragen gewillt sind und die französisch-saarländischen Abkom-

men als vorläufig und nur bis zum Friedensvertrag gültig betrachten.

Trotzdem kann es nicht zweifelhaft sein, daß in den Saarabkommen der

Versuch gemacht wird, die Grundlage für eine endgültige Lösung der Saar-

frage zu schaffen. Die Französische Regierung erkennt durch den Abschluß

der Abkommen das Saargebiet und seine Regierung als selbständigen und

legitimierten Vertragspartner an. In dem Allgemeinen Abkommen wird in

Artikel 1 auf die Präambel der Saarverfassung, die übrigens nicht durch den

freien.Willen der Bevölkerung zustande gekommen ist, Bezug genommen.-
In ihr wird die politische Unabhängigkeit des Saarlandes vom Deutschen

Reich proklamiert. Gemäß Artikel 3 des genannten Abkommens hat der
Vertreter Frankreichs im Saarland die politische Unabhängigkeit. des Saar-&apos;
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landes durch Ausübung seines Einspruchsrechtes gegen saarländische Gesetze

und Verordnungen zu sichern.
Zu dem Inhalt der Abkommen beschränkt sichdie Bundesregierung auf

folgende Bemerkungen:
Durch die Abkommen wird das Saargebiet von Deutschland völlig unab-

hängig. Gleichzeitig wird es in allen wesentlichen Beziehungen in eine so

weitgehende Abhängigkeit von Frankreich gebracht, daß von einer wahren

Autonomie nicht die Rede sein kann. In politischer, wirtschaftlicher und
sozialer Hinsicht wird an der Saar eine Ordnung geschaffen, die, wenn der

Friedensvertrag nicht in aller Bälde abgeschlossen, wird, Anlaß zu der Be-

hauptung geben könnte, der bis dahin geschaffene Zustand sei. nicht mehr
ohne schwere wirtschaftliche und soziale Störungen zu ändern. Der Minister-

präsident des Saarlandes hat am 3. März d. j. ausdrücklich erklärt, er be-
trachte die in denAbkommen getroffene Regelung nicht als vorläufig, sondern
als endgültig; ihre Bestätigung durch den Friedensvertrag sei sclbstverständ-
lich&apos;.

Zu besonderen Bedenken gibt das Abkommen über den Betrieb der Saar-

gruben Anlaß.

Die Saargruben waren auf Grund des-deutsch-französischen Abkommens

vom 1. März 1935 in das Eigentum des Deutschen Reiches übergegangen und
wurden später in eine Aktiengesellschaft eingebracht, deren Aktien ausschließ-
lich dem Deutschen Reiche gehörten. An dieser. Rechtslage ist auch durch das

Gesetz 52 nichts geändert worden, das lediglich eine Sperre und Beaufsich-

tigung der von ihm erfaßten Vermögenswerte, zu denen auch das Reichs-

eigentum gehört, zum Inhalt hat. Dieses Gesetz ändert nichts an den Eigen-
tumsverhältnissen und gibt auch der Besatzungsmacht kein Recht, solche

Veränderungen vorzunehmen. Sie ist auf die treuhänderische Verwaltung,
Verwahrung, Erhaltung und Beschützung dieses Eigentums beschränkt. Eine

Verfügung zugunsten des Treuhänders selbst, wie sie in der Überlassung des

Betriebes der Gruben an den Französisch-en Staat liegt, ist mit dieser Rechts-

lage nicht vereinbar.

Die Bundesregierung kann es daher nicht unwidersprochen lassen, wenn

in dem Grubenabkommen davon ausgegangen wird, daß das Saarland be-

grundete Rechtsansprüche auf das Eigentum an den Gruben habe, und daß
die künftige Friedensregelung diese Rechte nur formell zu bestätigen brauche.

Aus allen diesen Gründen legt, die Bundesregierung gegen die französisch-
gaarländischen Abkommen vom 3. März 1950 Verwahrung ein.

Unabhängig davon steht für die Bundesregierung die Saarfrage in dem

Zusammenhang einer gesamt-europäischen Lösung. Sie ist überzeugt, daß sich
im Benehmen mit ihr eine Lösung finden ließe, durch die den berechtigten
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Interessen aller Beteiligten Rechnung getragen wird. Durch eine solche Be-

handlung der Frage könnten gerade an der Saar die Grundlagen einer posi-
tiven Zusammenarbeit im europäischen Geiste gelegt werden.

Genehmigen Sie, Herr Hoher Kommissar, den Ausdruck meiner ausge-
zeichnetsten Hochachtung.

Adenauer

Couvention ggnerale entre la France et la Sarre 1)

Le Gouvernement de la RApublique Fran5aise d-une part,
&gt;

Le Gouvernement de la Sarre d&apos;autre part,
en vue d&apos;assurer la mise en ceuvre des principes posh dans le priambule de la

Constitution de la Sarre 2),
sont convenus des dispositions suivantes:

1) j. 0. 1950, p. 13447; Amtsblatt des Saarlandes No. 2 vom 5. 1. 195 1, S. 3-5.

2) Amtsblatt des Saarlandes 1947, S. 1077 L; siehe auch E. R. H u b e r, Quellen zum

Staatsrecht der, Neuzeit, Bd. 2, S. 556. Die Präambel der Verfassung des Saarlandes vom
15. Dezember 1947 lautet:

Die Gesetzgebende Versammlung des Saarlandes hat in ihren Sitzungen vom 8. No-
vember und vom 15. Dezember 1947 folgende Verfassung beschlossen, die hiermit ver-

kündet wird:
PRAAMBEL.

Das Volk an der Saar,
berufen, nach dem Zusammenbruch des Deutschen Reiches sein Gemeinschaftsleben

kulturell, politisch, wirtschaftlich und sozial neu zu gestalten,
durchdrungen von der Erkenntnis, daß sein Bestand und seine Entwicklung durch die

organische Einordnung des Saarlandes in den Wirtschaftsbereich der fran-
zösischen Republik gesichert werden können,

vertrauend auf ein internationales Statut, das die Grundlage für sein Eigenleben und
seinen Wiederaufstieg festlegen wird,

gründet seine Zukunft auf den wirtschaftlichen Anschluß des Saarlandes an die fran-
zösische Republik und die Währungs- und Zolleinheit mit ihrl die einschließen:
die politische Unabhängigkeit des Saarlandes vom Deutschen Reich,
die Landesverteidigung und die Vertretung der saarländischen Interessen im Ausland

durch die französische Republik,
die Anwendung der französischen Zoll- und Währungsgesetze im Saarland,
die Bestellung eines Vertreters der Regierung der französischen Republik mit Verord-

nungsrecht zur Sicherstellung der Zoll- und Währungseinheit und einer Aufsichtsbefug-
nis, urn die Beobachtung des Statuts zu garantieren,

eine Organisation des justizwesens, die die Einheitlichkeit der Rechtsprechung im Rahmen
des Statuts gewährleistet.

Der Landtag des Saarlandes, vom Volke frei gewählt, hat daher, um diesem Willen

verpflichtenden Ausdruck zu verleihen und - nach überwindung eines Systems, das
die menschliche Persönlichkeit entwürdigte und versklavte -, Freiheit, Menschlichkeit,
Recht und Moral als Grundlagen des neuen Staates zu verankern, dessen Sendung
es ist, Brücke zur Verständigung der Völker zu bilden und in Ehrfurcht vor Gott
dem ]Frieden der Welt zu dienen,

die folgende Verfassung beschlossen:
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Article premier. La Sarre est autonome en matiere 16gislative, administrative et

juridictionnelle.
Cette autonomie est exercee dans le cadre de sa Constitution, y compris le

preambule, et des conventions conclues entre la Sarre et la France.

Art. 2. Le Repr6sentant de la France en Sarre dispose du pouvoir reglementaire
pour assurer Papplication en Sarre de la legislation mon6taire et douanie&apos;re

frangaise. Ce pouvoir sexerce au moyen dordonnances et arretes publies au

Bulletin Officiel de la Sarre.

Art. 3. Le Representant de la France en Sarre ne peut former d&apos;opposition
contre les textes legislatifs ou r6glementaires sarrois que si les mesures pro&apos;Jetees:

- risquent de compromettre l&apos;union monetaire et douani6re;
- ou meconnaissent une obligation internationale de la Sarre;
- ou sont de nature i porter atteinte Pindependance politique de la Sarre

ou I sa s6curit6 ext6rieure.

La proc6dure d&apos;opposition est determinee par un protocole annex6 la presente
Convention 3).

3) Das bisher unverMentlichte Protokoll erscheint bei L a u r e n t a. a. 0., p. 6.1 f.
4(avec Vagr6ment des deux Gouvernements signataires* in folgendem, Wordaut:

L&apos;article 3 de la Convention Ggnirale entre la France et la Sarre donne au Aepresentant
de la Npublique ftancaise en Sarre, le droit de faire opposition, le cas 6&amp;6ant, aux textes

ligislatifs ou r6glementaires sarrois. Aux termes du, mgme article, la procMure d&apos;opposition
sera d6termin par un protocole, annexi d ladite Convention.

I En cons les deux Gouvernements sont convenus de mettre en vigueur la pro-
cidure suivante:

A. - 1) Les projets de textes ligislatifs ou r6glementaires sarrois concernant, du point de

vue du Gouvernement de la Sarre, les mati vis6es aux -articles 3 et 4, alin6as 2 et 3

de la Convention G6n6tale, seront, avant leur adoption, communiqu6s au Repr6sentant
de la Npublique frangaise.

En vue de simplifier la procMure, de Repr6sentant de la Republique frangaise recevra

communication des projets de lois:

a) avant leur dip6t au Parlement, s&apos;il s-agit de projets emanant du Gouvernement;

b) d leur d6p6t au Parlement, s&apos;il sagit de propositions 6manant de Membres du

Parlement.
Le Repr de la Ripublique frangaise sera inform sans Mai, de toote modi-

fication apportie au texte des projets qui lui auront &amp;6 communiquk
2) Le Repr6sentant de la Npublique franfaise pourra faire connahre au Gouvernement

de la Sarre, dans un d6lai de 15 jours d comPter de la date de la rkeption des projets de

textes 16gislatifs ou riglementaires sarrois,.qu&apos;il d6sire faire opposition d Pun de ces projets.
Pendant ce de&apos;lai; le Gouvernement de la Sarre s-abstiendra de publier le texte au

Bulletin officiel, et surseoira j toute mesure d&apos;application, d moins que le Repr6sentant
de la Npublique frangaise Wait, avant Pexpiration dudit d6lai, donni son accord au projet.

L&apos;opposition du Reprisentant de la Rhpublique franfaise ne pourra itre fond6e que
sUr Pun des motifs privus j Particle 3 de la ConventionG Ce motif devra &amp;re

,explicitement formulg.
Le Gouvernement de la Sarre s.engage d ne pas publiir et j ne pas appliquer les textes

ligislatifs ourauxquels il aura W fait opposition.
3) Les textes legislatifs qui, en vertu de Palin 2 et de I&apos;alinea 3 de Particle 4 de la
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Art. 4. Les autorites sarroises peuvent abroger par des dispositions legislatives
ou reglementaires le specifiant expressement les ordonnances ou arret&amp; promulgu&amp;
par le Reprisentant de la France en Sarre anterieurement Pentree en vigueur do

la presente Convention.

Toutefois, elles ne peuvent proceder qu-en accord avec le Representant de la

France i I&apos;abrogation ouI la modification de ceux de ces textes qui concernent

les obligations r&amp;ultant pour la Sarre de la guerre, et essentiellement des textes

relatifs au blocage et au contr6le. des biens, et la demilitarisation.
Avant de proceder Pabrogation des ordonnances et des arretes relatifs I la

requisition des biens, le Gouvernement de la Sarre pr6parera, en accord avec: le

Repr6sentant de la France, les mesures destin6es mettre I la disposition de ce

dernier et de Pautorit6 militaire Ics locaux necessaires au logement de leur

personnel et de leurs services.

Art. 5. Loctroi de la nationalit6 sarroise par naturalisation reMve de la com-

p6tence exclusive du Gouvernernent de la Sarre.

Toutefois, en vue de tenir compte des conditions d&apos;etablissement des ressortis-

sants sarrois en France, dans le cas exceptionnel de naturalisation pour services

extraordinaires, en application du paragraphe 4 de Valin6a 2 de Particle 9 de la
loi du 15 juillct 1948, relative I la nationalit6 sarroisc, modifice par la loi du
25 juin 1949, Vattribution de la nationalit sarroise est faite en accord avec le

Repr6sentant de la France en Sarre.

Convention Ginhrale exigent Paccord du Reprisentant de la Ripublique franfaise ne

pourront 9tre publies quapr la riception de cet accord.
Le Representant de la Mpublique franVaise fera connathre sa dkision au Gouvernement

de la Sarre dans un Mai de trois semaines, j compter du jour de la riception des projets
vis au prisent paragrapbe.

4) Dans les cds o4 Popposition du Representant de la Republique franfaise serait fondee
sur la non-observation de Pune des obligations rhultant de la Convention relative j PUnion

Economique, le Repr9sentant de la Ripublique frangaise portera sans d9lai la question
litigieuse devant la Commission mixte instituge par Particle 5 de -ladite Convention.

B. - Les projets de textes l9gislatifs ou r9glementaires autres&apos;que ceux vises au para-
grapke 10 ci-dessus seront communiqu9s, pour qu&apos;il en prenne connaissance, au Repre;entant
de la Republique frangaise.

Celui-ci pourra, dans un dilai de quatre jours, j compter de la date j laquelle il aura

revu cette, communication, faire connaltre au Gouvernement de la Sarre qu-&apos;il disire exa-

miner Pun de ces projets en application de Particle 3 de la ConventionG
Dans le cas o.4 le Reprisentant de la Republique franVaise estimerait devoir faire usage

de ce divit, les dispositions privues aux paragrapbes 2, 3 et 4 ci-dessus seront applicables.
Les dilais prevus aux paragrapbes 2 et 3 courront j compter de la r6ception par le Gouver-

nement de la Sarre de la lettre par laquelle le Reprisentant de /a R6publique fanfaise lui

fera connalltre son intention dexaminer le projet.
Dans l&apos;bypotbise o4 Paccord Winterviendrait pas entre le Representant du Gouver-

nement de la Republique frangaise et le Gouvernement de la Sarre dans les dilais prhvus
aux paragrapbes 2 et 3, le Reprisentant de la Republique frangaise sera tenu d&apos;entamer
immidiatement la procidure derdes diffirends privue j Particle 12 de la Con-

vention Ginirale.
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Art. 6. Les membres de la Reprisentation frangaise en Sarre. binificient des

privikges et immunit6s diplomatiques.
Art. 7. Le maintien de l&apos;ordre et de la tranquillit6 publics en Sarre incombe I

la police sarroise.
La comphence de cette derni&amp;e s&apos;itend i toutes lesp domicilMes ou

risidant en Sarre.

Toutefois, des enquetes I 11gard des membres de Parm6e frangaise et des fonC-
tionnaires &amp;signis i Particle 9 ci-dessous ne peuvent etre effectu6es qu&apos;en colla-
boration avec la police frangaise en Sarre. En outre les perquisitions et les arresta-

tions concernant des membres de I&apos;arm6e ou des fonctionnaires appartenant I la

cat indiqu&amp; I I&apos;article 9 nc pcuvcnt avoir lieu sans consultation prialable
du ProcureurG frangais pres la Cour d&apos;Appel de la&apos;Sarre.

Dans les affaires concernant des fonctionnaires fran;ais figurant sur une listc
6tablie par le Reprisentant de la, France, le Procureur Gin6ral fran p4s la

COur d&apos;Appel de la Sarre peut saisir la police frangaise en Sarre. A ce moment,

I-&apos;enqugte a lieu en collaboration avec: la police sarroise.

Ces dispositions ne touchent pas au droit de la police sarroise d&quot;intervenir

contre des personnes prises en flagrant dilit.
La surveillance des frontiares de la Sarre est assur6e dans les conditions fixies&apos;

par Paccord intervenu entre les deux Gouvernements; &amp; la date du 31 D6cembre 1949.

L&apos;Administration frangaise des douanes et les administrations frangaises com-

p6tentes demeurent
&apos;
charg6es de I&apos;application en Sarre, dans les m8mes conditions

qu&apos;en France, des lois et rZglements douaniers frangais ainsi que des lois et des

r 6num4r6s aux articles I et 3 de la Convention fiscale ct budg6taire
franco-sarroise; les autorit6s sarroises apportent leur concours I Iadministration
frangaise pour 1&apos;ex6cution de ces dispositions.

Pour lar des crimes et Wits, lorsque cette r6pression n6cessite la

poursuite, dune enqu8te tant en Sarre qu&apos;en France et i Ntranger, la police
sarroise peut faire appel &amp; la police frangaise.

Art. 8. La force armie ne peut 9tre employie pour le maintien de Pordre public
que sur la demande ou avcc le consentement du Gouvernement de la Sarre.

Art. 9. Pour la poursuite des crimes et Wits contre la sicurit4 extirieure de la

France ou des troupes frangaises stationn&amp;s en Sarre, en application de I&apos;article 31

de la Convention d&apos;Aide Mutuelle Judiciaire, le Gouvernement de la Republique
Frangaise peut maintenir en Sarre des fonctionnaires qui sont tenus d&apos;informer

aussit6t les services comp&amp;ents sarrois des affestations et perquisitions auxquelles
ils ont proc6d6.

Cependant, les arrestations et perquisitions en ce qui concerne les ressortissants

sarrois ne peuvent etre effectuhs quen prisence de fonctionnaires de la police
sarroise, i Pexception des cas oih un p6ril imminent menace les int6rets; de la

d6fense nationale.

Art. 10. L&apos;hat de si ne peut hre proclami en Sarre qu&apos;en cas d&apos;6v6nements
de nature I porter atteinte I la,skurit6 ext&amp;ieure de ce pays ou de la Mpublique

http://www.zaoerv.de
© 1951/52 Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


Abmachungen zwischen der franz6sischen und der Saar-Regierung 835

Frangaise et notamment en cas, de guerre ou en cas de danger imminent pour

I-&apos;ind6pendance de la Sarre.

La d6claration &amp;6tat de si est faite par ordonnance du Representant de la

Ripublique Frangaise apris. consultation du Gouvernement de la Sarre.

Art. 11. Conform6ment i la Constitution de la Sarre, la repr6sentation de la

Sarre i I-Itranger ct la Mense de ses int6rets sont assur6s par la R6publiquc Fran-

gaise.
Il est etabli &amp; Paris une Repr&amp;entation du Gouvernement de la Sarre, dont les

membrcs b6n6ficent des privikges et immunit6s diplomatiques.
Des fonctionnaires sarrois sont admis I exercer des fonctions dans les postes

consulaires frangais situ6s dans les pays oit
__

la, Sarre possMe des int6rets d&apos;une

certaine importance. Ces fonctionnaircs- sont nomm.6s par le Gouvernement de la

Sarre apr agr6ment du Gouvernement de la Mpublique Frangaise; ils ont un

statut analogue i celui des fonctionnaires frangais de meme rang. Le nombre de

ces fonctionnaires sarrois, les postes consulaires ot ils exercent leurs activit&amp;, leur

rang, leurs fonctions, la mani&amp;c dont ils peuvcnt corrrspondre avec: les autorit6s

sarroises, sont fix6s, d&apos;un commun accord, par les deux - Gouvernements.

Les attributions exerc6es du fait de la repr6sentatioii par la France des intirets
dc la Sarre i IItranger par les consuls frangais feront l&apos;objet d&apos;instructions

concert6es entre les deux Gouvernements et adress6es aux postes consulaires fran-

gais par les soins du Gouvernement de la R6publique Frangaise.
Le Gouvernement de la Upublique Frangaise examinera, ult6rieurement avec

bienveillance les demandes qui pourraient lui 8tre pr&amp;ent6es en vue d&apos;admettre,
titre de Conseillcr, des fonctionnaires; sarrois qui seraient adjoints aux fonction-

naires frangais accomplissant des tAdhes sp6cialis6es dans des pays etrangers, o la

Sarre poss6derait des int6rets d-une certaine importance.
Art. 12. Si un diff6rend relatif I l&apos;interpr6tation ou I I&apos;application de la

pr6sente Convention s&apos;Mve entre les deux Gouvernements, ceux-ci, la demande
de l&apos;un ou I&apos;autre d&apos;entre eux, proc6deront I un examen commun du litige.

Art. 13. La pr6sente Convention sera r6dig6e en frangais ct en allemand, le

textc frangais faisant foi. Ellc entrcra cn vigueur &amp;s qu&apos;ellc aura &amp;6 publiec dans
les deux pays.

En foi de quoi, les Plinipotentiaires respectifs ont sign6 la pr6sente Convention

et y ont appos6 leur sceau.

Fait I Paris, en double exemplaire, le 3 mars 1950.

Pour le Gouvernement Pour le Gouvernement

de la Sarre de la R6publique Frangaise

Johannes Hoffmann Robert Schuman
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Convention relative it Papplication de Mnion 6conomique
de la France et de la Sarre4)

Le Gouvernement de la Republique Frangaise, d&apos;une part,
Le Gouvernement de la Sarre, d&apos;autre part,
Consid6rant que la Constitution de la- Sarre a prevu le rattachement 6conomique

et Punion monetaire et douaniere de la Sarre I la R6publique Frangaise, dVt
decoule la libre circulation des capitaux et des marchandises entre les deux. territoires;

Considerant que la loi frangaise du 15 Novembre 1947 relative Pintroduction
du franc en Sarre, la Convention fiscale et budgetaire franco-sarroise et les dis-

positions corr6latives portant extension la Sarre du regime frangais des changes
et de la 16gislation fran du credit, ont pcrmis dc mettre en ceuvre Ics principes
dc VUnion monetairc ct de I&apos;Union douaniere franco-sarroise;

D6sireux de pr6ciser les conditions de fonctionnement du rattachement 6cono-

mique de la Sarre et de la France,
Vu les dispositions de la Convention fiscale et budg6taire franco-sarroise,
Sont convenus de cc qui suit:
Article premier. Le Gouvernement frangais et le Gouvernement sarrois n-eta-

blisscnt sur leurs territoires aucune discrimination entre les produits des economies

frangaise et sarroise.

Art. 2. Le Gouvernement frangais accorde, lors. de la n6gociation et dc la mise

en application des traites ou tarifications.relatifs au commerce exterieur d&apos;e I&apos;Union
I

economique franco-sarroise, u4e 6gale consideration aux int6rets des 6conomies
frangaise et sarroise.

Lorsqu&apos;un accord de commerce concerne particuli6rement les int6rets econo-

miques de la Sarre, un representant du Gouvernement de la Sarre est appeM I

participer, en qualit de conseiller, aux travaux&apos;pr6paratoires i la n6gociation du- -

dit trait6.
Le Gouvernemcnt frangais informe, dans la mesure du possible, le Gouvernement

sarrois du developpement dc la negociation, et si Pevolution des pourparlers le

neccssi,te, le Gouvernement sarrois peut faire connaTtre ses observations.

L&apos;entr6e en application de ces accords, traites ou tarifications intervient simul-

tanement en France et en Sarre; ces accords, traites ou tarifications sont applicables
du fait de leur signature ou ratification par la France au nom des deux pays.

En cc qui concerne 1ex6cution de ces accords, traites ou tarifications et notam-

,ment Ic contingentement des marchandises, la d6livrance des licences, Pattribution

de devises etrangeres, les cntrcprises des dcux pays signataircs doivcnt ctrc soumises

au meme regime.
Art. 3. Le Gouvernement de la Sarre prend toutes les mesures necessaires -pour

quc les entreprises sarroises exercent leurs activites dans des conditions analogues

a celles qui resultent pour les entreprises fran des dispositions lcgislatives ou

r6glementaires en vigueur en France, et s&apos;abstient de pendre ou interdit toutes

4) J. 0. 1950, p. 13 448; Amtsblatt des Saarlandes 1951, S. 22.
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mesUres susceptibles de d6sorganiser le commerce interieur ou exterieur de PUnion

econornique franco-sarroise ou de fausser, en faveur ou au detriment de Pun des
deux pays, le jeu normal des forces econorniques.

En particulier,
a) Le taux des impOts et des taxes grevant le prix de revient est maintenu en

Sarre a un montant tel que le total des prelevements effcctues sur chaque categorie
d&apos;entreprises ne cree pas de disparit:6 sensible au profit ou au detriment des pro-
duits et services de Peconomic sarroise par rapport ceux de Peconomie fran
il en est de meme en ce qui concerne les charges sociales.

b) En vue d&apos;6viter une disparite sensible des salaires qui sont pratiques respec-
tivement en France et en Sarre, une reglementation analogue &apos;a celle en vigueur
en France est appliqu6e en Sarre.

Les prestations sociales, y compris les rentes et les pensions, sont maintenues en

Sarre un niveau qui 6vite de desorganiser le marcM du travail de I&apos;Union eco-

nornique franco-sarroise.
c) En ce qui concerne la reglementation econornique, les - subventions, toutes

mesures legislatives ou r6glementaires sont prises afin de placer Peconomie sarroise,
compte tenu de la situation locale particuli&amp;e, dans des conditions analogues I
celles de Peconomie frangaisc.

Art. 4. Tout probleme pose par la mise en harmOnie des 6conomies des deux

pays, notarnment en ce qui concerne les mesures legislatiVes, reglementaires ou

administratives, ainsi que la pr6paration et 1&apos;execution des plans ou des pro-

grammes econorniques, peut etre 6tudie par la Commission institu6e par Particle 5

ci-dessous.

Les deux Gouvernements sengagent i encourager, dans la plus large mesure et

dans le plus bref delai possibles, la conclusion daccords entre les organisations
professionnelles patronales frangaises et les organisations professionnelles corres-

pondantes sarroises, en vue d&apos;instituer tous organismes et d&apos;etablir toute proc6dure
de nature a assurer une coop6ration 6troite en mati&amp;e econornique entre lesdites

organisations.
Art.. 5. 11 est institu6 une Commission 6conomique franco-sarroise. Cette Com-

mission est compos6e-comme suit-

Le Ministre des Affaires Etrang&amp;es de la R6publique Fran ou son repre-
sentant, Pr6sidcnt.

Trois membres titulaires et trois supplcants design6s par le Gouvernement de
la Republique Frangaise.

Quatre membres titulaires et quatre suppleants design6s par le Gouvernement
de la Sarre.

Les reunions de la Commission se tiennent Paris.

Art. 6. Tout litige souleve par Papplication dc la presente. Convention peut etre

porte par Pune ou Pautre des Parties contractantes devant la Commission 4cono-

mique franco-sarroise.
La Commission statue sur le litige et decide des mesures a prendre la majorite
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des voix des membres pr6sents. En cas de partage, la voix du Pr6sident cst pre-

pond6rante.
Les d6cisions de la Commission lient la France et la Sarre; les deux Gouverne.

ments s&apos;engagent les mettrc ex6cution.
Art. 7. La pr6sente Convention entrera en vigueUr &amp;s qu&quot;elle aura &amp;6 publi6e

dans Ics deux pays. Elle sera r6dig6e en frangais et en allemand, le tcxte frangais
faisant foi.

En foi de quoi, les P16nipotcntiaires rcspectifs ont sign6 la pr6sente Convention

et y ont appos6 leur sceau.

Fait I Paris, en double exemplaire, le 3 mars 1950.

Pour Ic Gouvernement Pour le Gouvernement

de la Sarre de la Upublique Frangaise

Johannes Hoffmann Robert Schuman

Convention entre la France et la Sarre relative A Pexploitation
des mines de la Sarre 5)

Le Gouvcrnement de la R6publique Fran dune part,
Le Gouvernement de la Sarre, d&apos;autrc part,
Consid6rant que la Sarre est fond6e I recevoir la propriete des mines de charbon

situ&amp;s sur son territoire et que le Gouvernement de la R6Publique Frangaise s&apos;engage
&amp; appuyer les justes revendications de la Sarre sur cette propri6t6 lors du r
ment de paix avec I&apos;Allemagne;

Consid6rant que, en attendant la conclusion de cer de paix, et. sous

r6serve de la cons6cration des droits de la Sarre par leditr le Gouver-

nernent de la Sarre qui exerce les droits de souverainet6 sur le territoire sarrois,
conformement a la constitution du 15 decembre 1947, est habilit6 &amp;s maintenant

&amp; d6terminer d&apos;un commun accord avec le Gouvernement de la Republique Fran-

gaise le r6gime d&apos;exploitation de ces mines;
Consid6rant que la France, du fait de 1&apos;experience acquise par elle dans la mise

en valeur du bassin houiller sarrois, ainsi qu&apos;cn raison des avantages d&apos;ordre tech-

nique et commercial dont elle est en mesure dc faire b6neficier les mines de la

Sarre, est qualifiee pour en diriger 1&apos;exploitation;
Consid6rant que la mise en valeur du bassin sarrois est une ceuvre de longue

haleine qui ne peut etre men6e bien que si le regime d&apos;exploitation se pr8te
1&apos;etablissement de plans- de longue dur6e, notamment en mati d&apos;investissements;

Se fondant sur les consid6rations qui pr6cMent et conscients des obligations
r&amp;iproques qui constituent, la Charte du rattachement konomique de la Sarre

la France,

5) J. 0. 1950, p. 13 445; Amtsblatt des Saarlandes 1951, S. 24.
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Sont convenus des dispositions suivantes:

Article Premier. Sans prejudice des stipulations du reglement de paix, en ce qui
concerne notarnment la propriete des mines de la Sarre, il est convenu de confier
I I&apos;Etat frangais la responsabilit6 de 1&apos;exploitation des gisements de houille en

Sarre. Cate exploitation cst assuree par la Regie des Mines de la Sarre.

L,es&apos;-gisements vises i Palin6a pr6cedent sont les gisements concedes ou non

existant clans les limites du territoire sarrois.

Vexploitation est assuree Paide des installations miniffes, des industries

annexes et des participations existantes et I creer.

La Regie des Mines de la Sarre a son siege Sarrebruck. Ses conditions nou-

velles de fonctionnement sont reglees par les dispositions de 14 presente Convention.

Art. 2. La presente Convention, qui prendra effet aussitot qu&apos;elle aura. ete

ratifi6e par les deux Parties Contractantes, demeurera en vigueur jusqu-&apos; la mise

en application du reglement de paix; si la propriete des mines de charbon est,

ce moment, reconnueA la Sarre, elle sera de plein droit reconcluite pour une

periode qui portera cinquante ans, i compter de son entree en vigueur, la duree

d&apos;application totale cle la pr6sente Convention.

En cours de Convention, des modifications techniques, econorniques ou sociales

profondes affectant dune fagon essentielle 1&apos;exploitation des mines ou de leurs

d6pendances pourront etre invoquees par l&apos;une ou Pautre des Parties Contrac-

tantes et faire 6ventuellement l&apos;objet d&apos;avenants la presente Convention.

Art. 3. Le Gouvernement de la Sarre laisse, pour toute la durec de la Con-

vention, la disposition de la R4gie des Mines de la Sarre, les biens corporels et

incorporels g6r6s par la R6gic des Mines de la Sarre au moment de Pentree en

vigueur de la pr6sente Convention.
Le Gouvcrnement de la Sarre s&apos;engage mettre en cours de Convention a la

disposition de la Regie des Mines de la Sarre les; biens corporels et incorporels
lui appartenant et reconnus hicessaires I 1&apos;exploitation ou. au d6veloppement des

mines et de leurs d6pendances.
La Regie des Mines de la Sarre peut, d&apos;autre part, invoquer toutes les disposi-

tions Mgislatives ou r6glementaires en vigueur en Sarre pour occuper ou acquerir
par voie dexpropriation les terrains appartenant a.des tiers, utiles I 1exPloitation
ou au developpernent des mines et de leurs d6pendances. La Regie des Mines dc la

Sarre continue de prendrc en charge au lieu place du proprietaire, les obliga-
tions qu&apos;elle a assurnees, ce titre, jusqu&apos;&amp; la date dentr4e en vigueur de la

presente Convention.

Art. 4. En cours de convention, la R6gie des Mines de la Sarre peut dans le

cadre dune gestion normale, proc6der sur tous les terrains vis6s Particle 3 1

toutes constructions, transformations, d6molitions et trav&apos; estim6s utiles par elle.

Dans les memes conditions, elle peut donner &amp; bail lesdits terrains ou installa-

tions, constituer sur eux tous droits r6els, les c6der par vente ou 6change, disposer
a titre on6reux ou gratuit de tous les biens meubles ou. droits incorporels mis sa

disposition, en vertu de Particle I Tous les immeubles acquis ou CdifieS en cours:

54 Z. ausl. Bff. R. u. VR., Bd. XIV

http://www.zaoerv.de
© 1951/52 Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


840 Berichte und Urkunden - V61kerrecht

de contrat deviendront proprietes de la Sarre ct seront inscrits comme tels au

Livre Foncier. Dans le cas o Pexploitation directe d&apos;une partie du gisement par

la Regie des Mines de la Sarre s&apos;av6rerait difficile ou trop on6reuse, celle-ci peut,
avec: Passentiment du Gouvernement de la Sarre, ceder pour la duree de la

Convention ou pour une duree moindrc, tout ou partie de ses droits d&apos;cxploitation
et de ses droits sur les installations qu&apos;elle detient.

Les redevances payees la R6gie des Mines de la Sarre, en contrepartie de

cessions de droits dexploitation, sont reversees la Sarre.

Art. 5. La RCgie des Mines de la Sarre assure, pour le compte de la Socift6

Saargruben, le reglement des dettes et obligations et Pencaissement des creances de

cette societ6 ayant leur origine dans Pexploitation ant6rieure au le, janvier 1948.

Lors de la clOture de la liquidation de la Societ6 Saargruben les dettes et

creances r&amp;ultant de cette liquidation s&apos;eront prises en compte par la Regie des

Mines de la Sarre.

Art. 6. Les conditions dengagement d-emploi et d-avancement du personnel des

mines et de leurs d6pendances sont, tous les echelons, determinees par les capa-
cites professionnelles.

,Art. 7. La Regie des Mines de la Sarre b6n6ficie de tous les droits reconnus et

peut accomplir tous les actes permis par les legislations frangaise ct sarroise aux

societes industrielles et commerciales de droit prive; dans ce cadre, elle regle la

conduite de Pexploitation de maniere assurer, jusquI Pexpiration de la Con-

vention, la bonne utilisation du gisement suivant les r de Part des mines,
ainsi que le bon entretien des installations; elle y procede en respectant les r
de securite existantes lors de la mise en vigueur dq la pr6sente Convention, reserve

faite des dispositions prises exclusivement en vue de P6tat de guerre. Des disposi-
tions nouvelles pourront etre prises dans les conditions prevues Particle 13 de

la presente Convention.

Art. 8. La Regie des Mines de la Sarre r dans Pint6ret commun des econo-

mies frangaise et sarroise, compte tenu en particulier des necessites d&apos;approvisionne-
ment de Pindustrie sarroise les repartitions, Pexp6dition et le prix de vente des

produits des mines et de leurs dependances.
Art. 9. Chaque annee, la Regie des Mines de la Sarre d6termine le benefice

retenu pour I&apos;assiette des impOts. La Regie des Mines de la Sarre est exclusivement

soumise aux dispositions fiscales g6n6rales applicables aux entreprises industrielles

d&apos;apres Particle 16 de la Convention fiscale et budgetaire.
Ce benefice s&apos;entend au produit net de 1&apos;exercice, compte tenu du report des

exercices anterieurs, deduction faite des frais g6neraux et autres charges, y compris
la redevance prevue I Particle 10 ci-apr ainsi que des amortissements indu-

striels, et de toutes reserves et provisions justifiees. Ces amortissements industriels

sont calcules forfaitairement au taux de 15% du chiffre daffaires pour les cinq
premiers exercices suivant la date d&apos;entree en vigueur de la pr6sente Convention

et de 11 % pour les exercices suivants.

Sur le b6nefice ainsi &amp;fini, les sommes n6cessaires aurde Parriere 6ven-
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tuel de la redevance pr I Particle 10, des imp6ts pr6citis, et la couverture

des charges r6sultant de Pamortissement des emprunts et des avances de I&apos;Etat
frangais sont pr6lcv6s dans Pordre indiqu6 au present paragraphe.

20% du solde seront utilis&amp; dans un but social. L&quot;emploi des sommes corres-

pond-antes sera fixe en d6tail par Pexploitant, en accord avec le Conseil des Mines

,,de la Sarre, pr6vu i Particle 12 de la presente Convention.

Art. 10. La Sarre recevra chaque ann6e une redevance totale se composant de
deux parts. La premi&amp;e de ces deux parts est ind6pendante de la production nette

annuelle. La deuxi correspond au. surplus du tonnage net extrait par la R6gie
des Mines de la Sarre depassant 10 millions detonnes.

Les deux parts varient proportionnellement au prix moyen de vente &lt;&lt; des noix III
flambant 15/35 o et des - cribl6s gras A 80 * au Jer janvier de 1&apos;exercice auquel la
redevance s-applique.

Le prix moyen de base du combustible ci-dessus d6fini etant celui cn vigueur au

jer janvier de la premi&amp;e ann4e d&apos;application de la pr6sente Convention, les valeurs
de base des parts sont fix&amp;s, en ce qui concerne la premi&amp;e, 1300 millions de francs,
et en ce qui concerne la seconde, 130 francs par tonne nette en sus de 10 millions
dc tonncs.

A partir de la sixi ann6e, I la somme ainsi fixee pour la deuxieme part
s&apos;ajoute une somme de 20 francs.par tonne applicable I la totalite du tonnage net

extrait.

La prerni&amp;e part, est due dans tous les cas au, 30 juin de Pannee suivant Pexer-
cice considere et devra etre reellement payee I cette.date.

La deuxienle part, due 6galement a la zn date, sans tenir compte des resultats
financiers de Pexercice considere, devra 8tre payee sans retard si cet exercice fait
ressortir un b6n6fice suffisant.

I

Dans le cas contraire, le paiement de la deuxi part -pourra etre report6. Le

montant, major6 dans ce cas des inter8ts pour retard calcules au taux d&apos;escompte
de la Banque de France majore dun point, serar au.premier lieu au moyen des
b6n6fices des exercices suivants.

Art. 11. A PexpiratiOn de la pcriode de reconduction de la presente Convention,
la Regie des Mines de la Sarre remcttra I PEtat sarrois, gratuitement ct dans la
consistance et Ntat o ils se trouvent, Pensemble des biens corporels et incorporels
d6tenus par lui.

Vactif r6sultant 6ventuellement de la cl6ture des comptes de la Regie des Mines
de la Sarre sera acquis la Sarre; si la cl6ture des comptes de la R6gie des Mines
de la&quot;Sarrc fait apparattre un passif, celui-ci sera mis I la charte de PEtat sarrois.

Art. 12. Le Conseil superieur des Mines de la Sarre et Ic Comite des Mines de la
Sarre sont supprim6s.

11 est crM un Conseil des Mines de la Sarre. Le Conseil des Mines de 14 Sarre se

compose de 18 membres, soit 9 membres d6signes par le Gouvernement de la Repu-
bliquc Frangaise et 9 membres d6signes par Ic Gouvernement de la Sarre. Ces
membres sont d6signes pour trois ins, et leur mandat est renouvclable.
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Le Conseil des Mines de la Sarre est presid6 par le Ministre du Gouvernement de

la Republique Frangaise charge des mines ou par son representant.
Le Conseil des Mines de la Sarre se reunit au moins six fois par an sur la

convocation de son President. En cas d&apos;urgence, il est r6uni -la demande de neuf

de ses membres. Le Directeur general de la R6gie des Mines de la Sarre et le

Contr6leur d&apos;Etat assistent aux seances.

Sont soumis obligatoirement en temps voulu ses deliberations les documents

suivants: 1&apos;etat annuel de prevision de rece et de depenses, le programme de

travaux neufs, la creation de nouvelles installations et 1etablissement de nouvelles

branches dindustrie, le rapport annuel, le bilan et le compte des profits et pertes,
le statut du personnel, les projets de participation financiere, les emprunts plus de

cinq ans d&apos;echeance.
Sur proposition d&apos;au moins cinq de ses membres il d6lib&amp;e au sujet d&apos;autres

questions concernant Pexploitation.
Le Conseil des Mines de la Sarre pr6sente des voeux et formule des avis sur tous

les points qui pr6cedent et sur ceux au sujet desquels le Ministre du Gouvernement

de la Republique Frangaise charg6 des Mines le consulte.
Art. 13. 11 est cre6 un organisme franco-sarrois de coordination et de conciliation

si6geant i Sarrebruck. Cet organisme prend le nom d&apos;Office franco-sarrois des

Mines.

L&apos;Office franco-sarrois des Mines est compos6 de six membres frangais et de six

mernbres sarrois qui sont design6s pour trois ans, les premiers par le Gouvernement

de la Republigue Frangaise, les seconds par le Gouvernement de la Sarre; leur-

mandat peut etre renouvel6. La pr6sidence est assuree alternativement par un

membre frangais et un membre sarrois 61u, pour un an par ses collegues. Le Secre-

taire g6n6ral permanent de lOffice franco-sarrois est clesigne par le Gouvernement

de la Republique Fran en accord avec le Gouvernement de la Sarre.

L&apos;Office est obligatoirement consulte sur toutes mesures d&apos;ordre l6gislatif ou

reglementaire en matiere economique, technique, financiere, fiscale et sociale, suscep-

tibles d&apos;avoir u*ne incidence sur les conditions d&apos;exploitation des mines et sur leurs

charges financieres.
L&apos;Office peut, d&apos;autre part, etudier de sa propre initiative et recommander aux

deux Gouvernements la conclusion de conventions, ainsi que Pacloption de toutes

mesures legislatives ou reglementaires destin6es assurer sur les plans technique,
economique, financier, administratif, fiscal et social la bonne marche des mines.

En cas de differend entre- 1&apos;exploitant et le Service sarrois des Mines au sujet
d&apos;une decision ou d&apos;unrde ce dernier, le recours de Pexploitant aupres du

Ministre charge des Mines du Gouvernement de la Sarre a un effet suspensif, sauf

en cas de danger imminent prevu Particle 199 de la loi sur les Mines. Avant de

statuer sur ce recours, le Ministre charge des Mines du Gouvernement cle la Sarre

est tenu de prendre I&apos;avis de I-&apos;Office franco-sarrois. Au cas o I&apos;Office franco-

sarrois ne parvient pas 1. formuler, la majorite des voix, une proposition de

r le Ministre charg des Mines du Gouvernement de la. Sarre statue sur le.

litige, accord pris du Ministre du Gouvernemcnt de la Republique Frangaise charg6
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des Mines. Lc Ministre charg6 des Mines du Gouvernement de la Sarre statue, dans
les m8mcs conditions, s&apos;il decide dc ne pas sc conformer Pavis de IOffice franco-
sarrois.

L&apos;Office exerce, par del6gation des deux Gouvernements, le contr6le de la

gestion comptablc des Mines, en vue de controler la tenue r4guliere des comptes
et notamment leur conformit6 au plan comptable de la Regie des Mines de la Sarre,
ainsi que la sincerit6 du bilan.

Le budget de IOffice est alimente par une cotisation versee par la Regie des Mincs
de la Sarre.

Art. 14. Au cas o un differend s&apos;el6verait au sujet de Papplication ou de Pinter-

pr6tation de la presente Convention, ce differend sera, a la demande de l&apos;unc ou
Pautre des Parties Contractantes, porte devant la Commission pr6vue a Particle 5

de la Convention relative I&apos;application de PUnion Economique franco-sarroise.

Art. .15. La pr6sente Convention sera redig4e en frangais et en allemand, le texte

frangais faisant foi.
En foi de quoi, les P16nipotentiaires respectifs ont sign6 I-a presente Convention

et y ont appos6 leur sceau.

Fait a Paris, en, double exemplaire, le 3 mars 1950.

Pour le Gouvernement Pour le Gouvernement
de Ia Sarre

-

de la Republique Frangaise
Johannes Hoffmann Robert Schuman

Convention entre la France et la Sarre relative it Pexploitation
des chemins de fer de la Sarre 6)

Le Gouvernement de lq-IL6publique Frangaise, d-une part,
Le Gouvernement de la Sarre, d&apos;autre part,
Nsireux, dans le cadre du rattachement 6conomique de la Sarre a la France

et sans pr6judice des dispositions du Traite de Paix, de determiner le statut des
chemins de fer de I&apos;Etat sarrois,

Sont convenus des dispositions suivantes:

Article premier. II sera mis fin, a la date de mise en vigueur de la presente
convention, au r6gime d&apos;administration provisoire des chemins de fer de la Sarre
tel qu&apos;iI avait &amp;6 6tabli par les decisions ci-dessous:

- Decision no 116 de I&apos;Administrateur general du gouvernement militaire de la
zone frangaise doccupation en Allemagne, en date du 22 decembrc 1946.

- Ordonnance no 126 du General commandant en chef fran en Allemagne,
en date du 16 novembre 1947.

- Arret:6 no 47-183 du Gouverneur de la Sarre, en date du 24 decembre 1947.
- Arrete no 15 du Gouverneur de la Sarre, en date du 30 mars 1947.

Art. II est crM, sous le nom de &lt;&lt; Chemins de fer de la Sarre &gt;&gt;, une entre-

&apos;6) J. 0. 1950, p. 13 449; Amtsblatt des SaarIandes 1951, S. 30.
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prise dot:L de la personnalit6 civile et de Pautonomie financi et chargee de Pad-

ministration et de Pexploitation des chemins de fer situ6s en Sarre et ayant appar-

tenu i Pancienne Reichsbahn.

2) Le si de cette. entreprise est fix6 Sarrebruck. Les tribunaux comp6tents
pour les litiges la concernant sont, d&apos;une maniere g6nerale, ceux de Sarrebruck.

3) Les chemins de fer de la Sarre assurent un service public. Toutefois, leurs

engagements relevent normalement du droit priv6.
Art. 3. 1) Le Gouvernement dc la Sarre met I la disposition des Chemins de fer

de la Sarre la totalite des moyens&apos;necessaires Pexploitation du reseau.

2) 11 s&apos;engage mettre le reseau sarrois en bon etat dexploitation et I lui

fournir, cet effet, les capitaux n6cessaires.

3) 11 s-engage equiper les Chemins de fer de la Sarre en installations fixes et

en mat6riel roulant pour faire face aux besoins du trafic.

4) Le Gouvernement de la Sarre s&apos;engage I couvrir le d6ficit 6ventuel du compte

d-&apos;exploitation.
5) Le parc de mat6rial moteur et remorqu6 des Chemins de fer de la Sarre se

compose:

a) Des engins et v6hicules ayant appartenu &amp; la Deutsche Reichsbahn et portant
la marque &lt;t Saar * i la date dentree en vigueur de la Convention;

b) Des engins et vehicules qui seraient 6ventuellement attribues au r6seau sarrois

par des accords internationaux en vue de completer le parc ci-dessus vis6;
c) Les,engins et v6hicules acquis par le reseau sarrois.

Art. 4. 1) Les Chemins de fer de la Sarre prennent en charge Pensemble du

personnel sarrois en service la date d&apos;cntr&amp; en vigueur de la Convention.

2) Ils prennent en charge les obligations r6sultant des droits acquis par ce

personnel et par les agents mis la retraite sur le r6gime d&apos;administration provi-
soire vis6 Particle premier.

3) Ils sont tenus de payer les pensions dues aux agents mentionn6s a Palink

prec6dent, ainsi que les pensions pr6vues I Particle 6 de P&apos;Ordonnance no 116 de

I&apos;Administrateur g&amp;eral du gouvernement militaire de la zone frangaise d&apos;occu-

pation en Allemagne, en date du 22 decembre 1946.

Art. 5. La loi fixe les reglements techniques de construction et d-exPloitation
des Chemins de fer de la Sarre.

Le ministre du Gouvernement de la Sarre charg6 des transports exerce la sur-

veillance g6n6rale de Pentreprise et dispose des pouvoirs d&apos;approbation pr6vus I

Particle 8.

Art. 6. Les Chemins de fer de la Sarre sont administr6s par un Conseil d&apos;ad-

ministration comprenant douze membres. Ce Conseil est compos6 de:

Six membres sarrois d6sign6s par le Gouvernement de la Sarre, dont un haut

forictionnaire qui exerce les fonctions die pr6sident;
- Six membres frangais d6sign6s par le Gouvernement de I;x RApublique Fran-

gaise, dont un haut fonctionnaire qui exerce les fonctions dc vicc-Pr6ident.
Le Conseil comprendra obligatoirement:
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Parmi les membres Sarrois, deux representants du personnel de Pentreprise et

un repr6sentant de la Chambre de Commerce et de I&apos;Industrie dela Sarre;
- Parmi les membres frangais, un representant des Mines de la Sarre.

Les Administrateurs sont nommes pour cinq ans par leurs gouvernements
respectifs qui, toutefois, peuvent les remplacer avant Pexpiration de leur mandat.

Art. 7. Il est constitue au sein du Conseil d&apos;administration un Comit6 perma-
nent compose du pr6sident, du vicepresident ainsi que dun representant fran
et dun repr6sentant sarrois design6s par leurs gouvernements respectifs.

Ce Cornite permanent est charg6 de Pinstruction et de la preparation des ques-
tions soumettre au Conseil d&apos;administration.

Art. 8. Le Conseil d&apos;administration repr6sente, dans tous les domaines, les
Chemins de fer de la Sarre, y compris en mati&amp;e judiciaire.

Il dispose de tous les pouvoirs n6cessaires Padministration de Pentreprise.
Toutefois, les &amp;cisions comportant des engagements, dont Pincidence financiere

exc6derait une limite fixee par le ministre du gouvernement de la Sarre charg6
des transports, seront sournises Papprobation de ce dernier.

Il peut del6guer certains de ses pouvoirs au directeur des Chemins de fer.

I&apos;I transmet au ministre du gouvernement de la Sarre charge des transports,
aux fiiis d&apos;approbation, toute proposition de convention ou accord que les

Chemins de fer de la Sarre pourraient etre amen6s I conclure avec Jes -autres

administrations publiques sarrolses ou frangaises.
transmet, aux fins d&apos;approbation, au ministre du gouvernement de la Sarre

charg6 des transports le projet de budget, le compte de gestion, ainsi que les

demandes d&apos;emprunt et les programmes de travaux d-cquipcment.
II transmet au ministre du Gouvernement de la Sarre charge des transports ses

propositions dc nomination de fonctionnaires: sup6rieurs.
Il tient icompte- tout particuUrement, dans ses d6cisions, de la necessit6

d&apos;assurer, dans les meilleures conditions, les transports interessant directement les

mines et de satisfaire aux demandes pr6sent&amp;s par les services fran respon-
sables de la s6curit6 du territoire.

Il doit pr&amp;enter les mesures tarifaires i Phomologation du ministre du Gou-

vernement d; la Sarre charg6 des transports. Cette homologation doit respecter
les dispositions de Particle 13.

Art. 9. &apos;Le Conseil d&apos;administration est convoqu6 par son pr6ident. II se reunit

au moins dix fois par an. Le pr6sident doit le convoquer en-session extraordinaire

si le tiers au moins des membres le demande.,
Le Conseil d&apos;administration 6tablit sonr i.nt6rieur.
Art. 10. 1) Le directeur des Chemins de fer de la, Sarre est nomme par le

Gouverneinent de la Sarre en consultation avec le Gouvernement - frangais.
1

2) Le directeur des Chemins de fer dc la Sarre est charg6 de Pexecution des
d6cisions du Conseil dadministration.

3) Le directeur ne peut faire partie du Conseil dadministration; il assiste aux

r6unions du Conseil d&apos;administration et du Comiti permanent.
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4) Le nombre de techdiciens frangais adjoint au directeur ne peut depasser cinq;
l&apos;un deux est charge d&apos;assurer plus particulierement la liaison avec la Soci&amp;6

nationale des Chemins de fer frangais (S.N.C.F.).
Art. 11. Le directeur des Cherninsde fer de la Sarre est le superieur hi6rarchique

de tout le personnel.
II est charge des nominations et de Pavancement du personnel dans la mesure

des pouvoirs qui lui sont delegues.
Art. 12. Les deux gouvernements s&apos;engagent, dans le cadre de leur competence

respective, promouvoir les dispositions fix6es d&apos;un commun accord cn.ce qui
concerne la coordination entre les chemins de fcr de la Sarre et&apos;les autres moyens
.de transport de toute nationalite.

Art. 13. Les tarifs du reseau sarrois pour le trafic int6ricur sont, en. tout temps,
les memes; que les tarifs appliques dans le trafic interieur frangais. Toutefois, les

Chemins de fer de la Sarre pourront, compte tenu des besoins locaux et avec

Paccord du ministrc de la Republique Frangaise charge des transports, 6tabliK des

tarifs exceptionnels pour certaines marchandises et pour certaines relations. ;

Dans le cas oU le tarif frangais comporterait Pindication d&apos;un prix maximum et

d&apos;un prix minimum, Papplication&apos;des prix percevoir sera etablie en accord avec

le ministre du Gouvernement de la Upublique Frangaise des transports.
Le trafic direct franco-sarrois sera maintenu et&apos;subira ipso facto les modifica-

tions susceptibles dintervenir dans les tarifications frangalses.
L&apos;application de tarifs communs entre la Sarre et d&apos;autrcs reseaux etrangers se

fait en accord avec le ministre de la Republique Frangaise charge des transports.
Aucun detournement de trafic devant emprunter naturcllcment I&apos;un des dcux

r6seaux frangais ou sarrois nc sera favoris6 par des mesures priscs par Yune des

deux administrations int6rcss6es.

Art.44. L&apos;aide technique et materielle qui serait necessaire la bonne marche

d&apos;exploitation est fournie par la Societe nationale des Chemins de fer frangais
dans des conditions definir par un protocole entre les Chemins de fer de la Sarre

et la Societe nationale des Chemins de ferfran
Art. 15. Dans le cas o le Conseil d&apos;administration ne parviendrait pas se

de&apos;partager sur une question, ce diff&amp;end serait, sur la demande du president ou

du vice-pr6sident, port6 devant la Commission pr6vue i Particle 5 de la Conven-

tion relative &amp; I&apos;application de lUnion 6conomique franco-sarroise.

Art. 16. La presente Convention sera redig6e en fran et en allemand, le

texte frangais faisant foi. Elle entrera en vigueur des qu&apos;elle aura 6te publiee dans

les deux pays.
En foi de 4uoi, les P14nipotentiaircs respectifs ont sign6 la presente Convention

et y ont appos6 leur sceau.

Fait Paris, en double exemplaire, le 3 mars 1950.

Pour le Gouvernement Pour le Gouverncment
de la Sarre de la Republique Frangaise

Johannes Hoffmann Robert Schuman
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